
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 12.03.2024 
 
in Weinolsheim, Dorfgemeinschaftshaus Weinolsheim, Friesenheimer Straße 8 
 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:55 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Gabriele Wagner Ortsbürgermeisterinnund Vorsitzende   
Gabriele Lenhardt 1. Beigeordnete und Ratsmitglied   
Antje Mikulsky-Keller 2. Beigeordnete und Ratsmitglied   
Martin Marbe Ratsmitglied   
Stefan Burkhard Ratsmitglied   
Michael Lenhardt Ratsmitglied   
Andreas Müller Ratsmitglied   
Hans-Jürgen Schultze Ratsmitglied   
Thilo Schulz Ratsmitglied   
Christian Gröhl Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Daniel Beutel Ratsmitglied   
Karen Ferdinand Ratsmitglied   
Eric Manz Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Marco Blatzheim Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim sind mit der Einladung vom 
05.03.2024 auf Dienstag, 12.03.2024, 19:30 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Frau Ortsbürgermeisterin Wagner begrüßt die Ratsmitglieder, Herrn Götz Braun von der VG 
Rhein-Selz, sowie die anwesenden Einwohner.  
 
Herr Schultze bittet um Änderung der Tagesordnung. Er beantragt die Aufnahme eines 
nichtöffentlichen Teils für Mitteilungen und Anfragen.  
 
Der Antrag wird einstimmig mit 10 Ja-Stimmen angenommen. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan der 

Ortsgemeinde Weinolsheim für das Haushaltsjahr  - Ergänzungsvorlage- 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0005-1) 
 

2. 3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung (Gewerbe), 
Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, Zentrale Orte und 
Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 19.04.2022; Anhörung- 
und Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0007) 
 

3. 3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung (Gewerbe), 
Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, Zentrale Orte und 
Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 19.04.2022; Anhörung- 
und Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0007-1) 
 

4. Baumpflegemaßnahmen zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit 
Beschluss 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0009) 
 

5. Mitteilungen 
 

6. Anfragen 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan 

der Ortsgemeinde Weinolsheim für das Haushaltsjahr  - Ergänzungsvorlage- 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0005-1) 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan nebst Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2024 in vorliegender Form (Stand 29.02.2024) Aufgrund von nachträglichen 
Änderungen kommt es zu folgendem Ergebnis:  
 
Der Ergebnishaushalt weist ein Jahresüberschuss von 17.765,00 € aus. 
Im Finanzhaushalt wird ein Finanzmittelüberschuss von 305.395,00 € erwartet.  
Demnach steigt das Eigenkapital von 3.214.424,53 € auf 3.232.189,53 €. 
 
Der Haushalt ist gemäß § 18 GemHVO ausgeglichen.  
 
Auf Wunsch der Ratssitzung vom 19.02.2024 ist eine vorläufige Übersicht des Ergebnis- und 
Finanzhaushaltes 2023 beigefügt. Des Weiteren hat ein Bürger von der Möglichkeit zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen Gebrauch gemacht. Die Email ist dem Anhang beigefügt.  
 
Beratung: 
 
Frau Ortsbürgermeisterin Wagner informiert über die Beratungen zu dem TOP in der letzten 
Sitzung des Gemeinderats am 19.02.24 und den erforderlichen Änderungen. Diese wurde in 
den aktuell vorliegenden Entwurf eingearbeitet. Die Vorsitzende erläutert die wesentlichen 
Punkte des Haushalts. Herr Burkhard erkundigt sich nach den Beiträgen für den Wegebau und 
die Weinbergshut. Frau Ortsbürgermeisterin Wagner erläutert, dass die Wegebaubeiträge 
voraussichtlich in den nächsten 2-3 Jahren nicht gesenkt werden können, weil zunächst die 
Kredite für die erfolgten Baumaßnahmen abgezahlt werden müssen. Die Beiträge für die 
Weinbergshut wurden um 10 Euro auf 55 Euro reduziert. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Ergebnis: einstimmig mit 10 Ja-Stimmen 
 
 
 
Herr Götz Braun verlässt den Sitzungssaal und nimmt am weiteren Verlauf der Sitzung nicht 
mehr teil. 
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2. 3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung 
(Gewerbe), Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, 
Zentrale Orte und Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 
19.04.2022; Anhörung- und Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Ziel der 3. Teilfortschreibung des ROP 

Im Zuge der 3. Teilfortschreibung des ROP wird die besondere Funktion Gewerbe und die 
Funktion Energieversorgung, insbesondere die Freiflächen – Photovoltaik, gestärkt. Hierzu 
sind Anpassungen in den verschiedenen Bereichen des ROP notwendig. 
Folgende Ziele und Grundsätze sollen im Raumordnungsplan neu aufgenommen bzw. ergänzt 
werden. 

Beurteilung der Relevanz der geplanten 3. Änderung des ROP für die VG Rhein-Selz 

Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

Z 16 

 

Der regionale Raumordnungsplan weist 
Gemeinden mit der besonderen Funktion 
Gewerbe aus, die aufgrund ihrer Lage 
infrastruktureller Ausstattung und 
zentralörtlicher Funktion geeignet sind. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

Z 17 Darüber hinaus werden Wirtschaftsachsen 
definiert, die überregionale sowie regionale 
Bedeutung haben. Dies sind die Bereiche 
entlang der A60, A61, A 62 und A 63 sowie 
entlang der B9 (zwischen Worms und Mainz) 
und der B 41 (zwischen Bad Kreuznach und der 
Anschlussstelle zur A 62) 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

GN 17a Das bestehende Angebot an Gewerbe- und 
Industrieflächen soll vorrangig genutzt werden. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

G 18 Neuansiedlungen von Gewerbe-und 
Industriebetrieben sowie 
Dienstleistungseinrichtungen sollen 
grundsätzlich an solchen Standorten 
konzentriert werden, die mit den Anforderungen 
der Freiraumsicherung in Einklang gebracht 
werden können und den Möglichkeiten des 
Infrastrukturausbaus entsprechen. Dies sind die 
Standorte in den Gemeinden mit besonderer 
Funktion Gewerbe und die im regionalen 
Raumordnungsplan festgelegten 
Vorranggebieten Gewerbe. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

Z18 a Die Vorranggebiet für Gewerbe zeichnen sich 
durch eine hervorragenden Standortqualität aus. 
Sie dienen der Ansiedlung von groß- und 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
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Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

mittelflächigen Industrie- und 
Gewerbebetrieben, die nur in Industrie._ und 
Gewerbegebieten sowie Urbanen Gebieten 
zulässig sind. Diese Vorranggebiet für Gewerbe 
sind im regionalen Raumordnungsplan 
zeichnerisch festgelegt. Einzelhandel, 
Vergnügungsstätten, Sport – und 
Freizeitanlagen, Versammlungsstätten sowie 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke sind an diesen 
Standorten nicht zulässig. Ausnahmen gelten 
lediglich für Verkaufsstätten von Industrie- und 
Gewerbebetrieben im vorstehend genannten 
Sinne, die am Gewerbestandort Waren 
produzieren (Werksverkauf). 
Bestandsnutzungen und vorhandenes Baurecht 
genießen weiterten Bestandsschutz. 

 

Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

Z 18 b Die bauleitplanerischen Neuausweisung von 
Industrie- und Gewerbegebieten im Sinne der §§ 
8 und 9 BauNVO ist nur in den Gemeinden mit 
der Funktion Gewerbe und in den 
Vorranggebieten für Gewerbe zulässig zur 
Verringerung der Neuinanspruchnahme von 
Freiraumflächen für Zwecke der Siedlungs- und 
Verkehrsflächenentwicklung. Gleiches gilt für 
Neuausweisungen in Urbanen Gebieten mit 
sonstigen Gewerbebetrieben im Sinne des § 6a 
BauNVO einschließlich störender 
Handwerksbetriebe mit überörtlicher 
Servicefunktion. Zudem ist vor der 
Neuausweisung der zuvor genannten 
Baugebiete ein Nachweis gegenüber der 
Planungsgemeinschaft in Form einer 
begründeten Bestands- und Potenzialanalyse 
der Gewerbeflächen zu erbringen, dass keine 
geeigneten Brach- oder Konversionsflächen 
oder bereits wirksam ausgewiesenen 
Gewerbeflächen verfügbar sind. 

 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

Z 18 c Sofern im Rahmen einer Bestands- und 
Potenzialanalyse der Gewerbeflächen 
nachgewiesen wird, dass weder in den 
Gemeinden mit der besonderen Funktion 
Gewerbe noch in den Vorranggebieten für 
Gewerbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist 
eine Neuausweisung von Industrie- und 
Gewerbegebieten und Urbanen Gebieten im 
oben genannten Sinne ausnahmsweise auch an 
anderer Stelle zulässig. Hierfür ist eine 
vertraglich abgestimmte, interkommunale 
Planung mit einer Gemeinde mit der besonderen 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 
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Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

Funktion Gewerbe erforderlich, in der sich die 
kooperierenden Gemeinden über den Kosten-
Nutzen-Ausgleich der 
Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt 
haben. 

 

G 18 d Standorte für Industrie- und Gewerbebetriebe 
sollen bei Bedarf in Kooperation mit 
Nachbargemeinden auf der Grundlage einer 
interkommunal abgestimmten Ausweisung ent-
wickelt werden um Synergie- und Clustereffekte 
und die damit verbundene reduzierte 
Flächenneuinanspruchnahme zu erreichen.  
 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen in der 
Verbandsgemeinde 

G 18 e Die Gewerbeflächenentwicklung soll dazu auf 
kommunaler oder interkommunaler Ebene durch 
die Träger der Bauleitplanung aufgrund eines 
mit der Regionalplanung abgestimmten 
Gewerbeflächenkonzepts vorbereitet werden, 
das Bestandteil eines Flächenmanagements mit 
einer Gewerbeflächenbilanzierung ist.  
 

Gewerbeflächenkonzepte 
für 
Gewerbeansiedlungen 
einholen 

G 18 f Gewerbeflächenreserven oder aufgrund eines 
kommunalen Gewerbeflächenkonzepts als 
geeignet ermittelte Standorte sollen im Interesse 
der Schonung der knappen Flächenressourcen 
bedarfsbezogen und im Fall der Verfügbarkeit 
mehrerer geeigneter Standorte aufgrund einer 
Prioritätsfestlegung entwickelt werden. 
  

Prioritätenfestlegungen 
für Gewerbeflächen  

G 18 g Auf Gewerbeflächenreserven in den 
Flächennutzungsplänen soll in Abstimmung mit 
der Planungsgemeinschaft verzichtet werden, 
sobald feststeht, dass diese nicht mehr benötigt 
werden oder der Ausweisung als Baugebiet zum 
Zweck der Siedlungsentwicklung für 
gewerbliche, industrielle oder handwerkliche 
Zwecke tatsächliche oder rechtliche 
Hinderungsgründe entgegenstehen.  
 

Gewerbeflächenreserven 
im FNP streichen, sobald 
kein Bedarf mehr 
vorhanden ist, bzw. nicht 
umsetzbar sind. 

G 19 Gemeinden, die nicht zu den Gemeinden mit der 
Funktion Gewerbe gehören und deren 
Gemeindegebiet nicht innerhalb der 
Vorranggebiete Gewerbe liegen, sind im 
Rahmen der Eigenentwicklung auf die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben durch 
Ausweisung von Baugebieten mit nicht bzw. 
nicht wesentlich störenden Gewerbe- und 
Handwerksbetrieben im Sinne von §§ 2 bis 7 
BauNVO beschränkt. Bei der planerischen 
Neuausweisung von Baugebieten, in denen 
auch Gewerbebetriebe in diesem Sinne 

Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung! 
Gewerbliche 
Flächenbedarf muss 
entwickelt werden. 
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Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

angesiedelt werden sollen, ist dem Vorrang der 
Entwicklung von Brachflächen und bereits 
ausgewiesenen Bestandsflächen Rechnung zu 
tragen. Vor der Neuinanspruchnahme von 
Freiraumflächen zur Ausweisung von 
Baugebieten für Gewerbe- und 
Handwerksbetriebe zur Deckung des 
Eigenentwicklungsbedarfs ist der gewerbliche 
Flächenbedarf zu ermitteln und schriftlich zu 
begründen, dass keine für die Neuausweisung 
der genannten Baugebiete geeignete Brach- 
oder Konversionsflächen oder bereits wirksam 
ausgewiesene, aber bisher nicht entwickelte 
Gewerbeflächen verfügbar sind.  

 

Z 19 a Bei der planerischen Neuausweisung, der 
Änderung oder Erweiterung von städtebaulichen 
Plänen zur Entwicklung von Gewerbe- und 
Handwerksflächen ist auf eine möglichst hohe 
Energieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer 
Energien zu achten. Insbesondere die 
Installation von Photovoltaik auf Dächern und 
über Parkplatzflächen soll im Rahmen der 
städtebaulichen Planung vorgesehen werden.  
 

Erneuerbare Energien 
sind zu beachten.  

G 19 b Gewerbliche Bauflächen sollen flächensparend 
geplant werden. Dabei soll eine 
mehrgeschossige Bauweise in der Weise 
angestrebt werden, dass Produktion und 
Verarbeitung so-wie Parkplätze und Stellflächen 
auf mehreren Gebäudeebenen realisiert werden 
können. Bei der Neuausweisung, der Änderung 
oder Erweiterung von städtebaulichen Plänen 
zur Entwicklung von Gewerbe- und 
Handwerksflächen soll sichergestellt werden, 
dass das Baugebiet mit den Gewerbe- und 
Handwerksflächen an den öffentlichen 
Nahverkehr angebunden ist.  
 

Flächensparende 
Ausweisung und 
Anschluss an ÖNV 

Z 53 a In den regionalen Grünzügen können bei 
Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für die 
Photovoltaiknutzung Freiflächen-
Photovoltaikanlagen errichtet werden. 

 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 

Z 83 a In Vorranggebieten für Landwirtschaft können 
bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für 
die Photovoltaiknutzung innerhalb dieser 
Vorbehaltsgebiete Freiflächen-
Photovoltaikanlagen errichtet werden.  

 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim vom 12.03.2024 

Seite 8 

 

Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

G 161 In der Region soll die Erschließung und die 
Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere 
Windkraft, Sonnenenergie, Wasserkraft, 
Geothermie sowie Biomasse, verstärkt 
ausgebaut angestrebt werden. Den damit 
verbundenen Erfordernissen soll im Rahmen der 
städtebaulichen Planungen und der 
Infrastrukturfachplanungen Rechnung getragen 
werden. 

Betrifft die 
übergeordneten 
Behörden 

GN 162 a Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien 
Gemeinden, großen kreisangehörigen und 
kreisfreien Städte sollen Klimaschutzkonzepte 
aufstellen, die insbesondere eine kommunale 
Wärmestrategie- und Energieplanung 
beinhalten sollen. Dazu soll auch der Einsatz 
von effizienten Nahwärmenetzen wie zum 
Beispiel kalte Nahwärmenetze oder kompakte 
Mikronetze auf der Basis erneuerbarer 
Energiequellen und hier insbesondere die 
Absicherung auf kommunaler Ebene geprüft 
werden.  

 

Beeinflusst die 
Wärmeplanung der VG 

G 168 Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen 
flächenschonend, insbesondere auf zivilen und 
militärischen Konversionsflächen, entlang von 
linienförmigen Infrastrukturtrassen sowie auf 
ertragsschwachen, artenarmen oder 
vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen 
errichtet werden. 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 

Z 169 Die Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen ist in der Kernzone und 
dem Rahmenbereich des UNESCO-
Welterbegebietes „Oberes Mittelrheintal“ 
ausgeschlossen. 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 

G 169 a 

 

Der regionale Raumordnungsplan weist 
Vorbehaltsgebiete für die Photovoltaiknutzung, 
insbesondere entlang linienförmiger 
Infrastrukturtrassen und auf ertragsschwachen 
Böden, aus. Innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete 
wird der Nutzung der Solarenergie zur 
Erzeugung von Strom gegenüber anderen 
konkurrierenden Nutzungen, insbesondere 
gegenüber der Landwirtschaft, ein besonders 
hohes Gewicht eingeräumt. Die Träger der 
Bauleitplanung sollen die Entwicklung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen innerhalb der 
ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete 
konzentrieren und können diese räumlich weiter 
konkretisieren. 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 
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Z = Ziel 

G = 
Grundsatz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

Z 169 b Zum Schutz des Landschaftsbildes und zur 
Vermeidung lokalräumlich starker Eingriffe in die 
Landwirtschaft gilt für Freiflächen-
Photovoltaikanlagen eine maximale Größe von 
50 ha. Standorte, die weniger als 1 km 
voneinander entfernt sind, werden dabei als ein 
Standort betrachtet. 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 

GN 169 c Durch ein regionales und landesweites 
Monitoring soll die Überplanung und Nutzung 
von Ackerflächen für den Bau von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen beobachtet werden. 

Betrifft die 
übergeordneten 
Behörden 

Z 169 d Soweit Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
innerhalb von landwirtschaftlichen 
Vorranggebieten errichtet werden sollen, ist dies 
raumordnerisch mit einem Vorranggebiet für 
Landwirtschaft nur vereinbar, wenn eine 
möglichst uneingeschränkte 
Landbewirtschaftung für die Dauer der auf 
maximal 40 Jahre begrenzten Agri-Photovoltaik-
Nutzung durchführbar ist und eine 
Alternativprüfung innerhalb der jeweiligen 
Ortsgemeinde erfolgt ist. In jedem Einzelfall ist 
ein landwirtschaftliches Nutzungskonzept 
seitens des Antragstellers bei der 
Geschäftsstelle der Planungsgemeinschaft 
vorzulegen, die hierzu eine Stellungnahme der 
Landwirtschaftskammer einholt. Dabei sind die 
Anforderungen nach DIN SPEC 91434 (Stand: 
Mai 2021) zugrunde zu legen. Im Rahmen einer 
raumordnerischen Vereinbarung sind die 
Anforderungen an die Landbewirtschaftung, die 
zeitliche Nutzungsdauer, mögliche 
Verlängerungsoptionen und die 
Rückbauverpflichtung der Agri-Photovoltaik 
vertraglich festzulegen. 

Beeinflusst die Errichtung 
von Photovoltaikflächen 
in der Landwirtschaft 

   

 
Eine Stellungnahme der Gemeinde zur 3. Teiländerung des Raumordnungsplanes ist bis zum 
26.03.2024 bei der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe vorzulegen. 
 
Anlage: Alle Unterlagen sind ausschließlich im Ratsinformationssystem digital 

hinterlegt. 
 01_Bekanntmachung 
 02_Gesamtkarte 
 03_Textteil 
 04_Änderungsdokumentation 
 05_Steckbriefe 
 06_Potetialstudie Freiflächen-Photovoltaik 
 07_Strategische Umweltprüfung Gewerbeflächen 
 08_Strategische Umweltprüfung Photovoltaik 
 09_Unterrichtung Stellungnahmen 
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Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 3. 
Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen – Nahe 2014 
folgende Stellungnahme: 

 
Die Gemeinde begrüßt die Bereitstellung ausreichender Gewerbefläche für 
Gewerbeansiedlungen in der Region. Die Ausweisung des Rhein-Selz-Parks als 
Vorrangbereich für Gewerbe ist aufgrund der besonderen infrastrukturellen Lage und 
dem kooperierenden Mittelzentrum Nierstein mit den 71 ha Fläche sehr gut geeignet. 

 
Bei dem Vorhaltegebiet Photovoltaik im Bereich der Gemarkung Guntersblum mit der 
Kenn-Nr. 1 in der Gesamtgröße von 45 ha erhebt die Gemeinde/Stadt Bedenken zur 
Ausweisung der Fläche. 
Das Gebiet liegt im Bereich des Schutzgut Wasser. Die Sturzflutgefahrenkarte des 
Landes zeigt für einen kleineren Teilbereich in Guntersblum (Teilbereich 1) eine 
Überflutung an.  
Außerdem grenzt das Vorhaltegebiet Photovoltaik unmittelbar an die Schutzzone III 
des Wasserschutzgebietes UF Guntersblum. 
Beim Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt wird die Lückenschließung 
zwischen vorhandenen Siedlungsbändern im Bereich der Teilfläche 1 in Guntersblum 
mit Schwerpunkt im Bereich des Sessenbachs betroffen.  
Beim Schutzgut Landschaft muss beachtet werden, dass der Bereich Guntersblum im 
Regionalen Grünzug liegt. Außerdem sollten auch die Aspekte des Landschaftsbildes 
insbesondere als kulturhistorische Bedeutung berücksichtigt werden. 
Denn im Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter liegt die Fläche 
Guntersblum in der bedeutsamen historischen Kulturlandschaft „Oppenheimer 
Rheinniederung“ und unterliegt dem Schutzgebiet „Rheinhessisches Rheingebiet“. 
Die Teilfläche 1 in Guntersblum verläuft über längere Abschnitte entlang der 
Gebietsgrenze und bilden Barrieren bei der Ein- und Anbindung der Schutzgebiete in 
ihr Umland. Im Hinblick auf die Bedeutung des Gebietes als Lebensraum und 
Vernetzungselement für andere Tierarten kann es zu Beeinträchtigungen kommen.  
Landwirtschaftliche Betriebe befinden sich in direkter Umgebung zum Vorhaltegebiet 
Photovoltaik. Dies führt zu Konfliktpotenzial, insbesondere bei der Ausarbeitung der 
Bauleitplanung. 
Insofern plädieren wir für die vorrangige Ausweisung von Photovoltaikanlagen auf 
bereits versiegelte Flächen. 

 
B) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 3. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen – Nahe 2014 
folgende Hinweise und Bedenken vorzutragen. (Diese sind in der Sitzungsniederschrift 
aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Frau Ortsbürgermeisterin Wagner informiert über eine Stellungnahme des Bauern- und 
Winzerverbands Weinolsheim. Im Rahmen einer Sitzung wurde das Thema dort beraten. 
Auszug Protokoll Sitzung Bauern- und Winzerverein Weinolsheim: 
„Teilfortschreibung des ROP 2014 
Dieser Erweiterungspunkt kommt aus der Gemeinderatsitzung vom 19.02.2024 der Gemeinde 
Weinolsheim. Der Gemeinderat bittet um Stellungnahme der Landwirtschaft zu den Punkten 
Z53 a: In den regionalen Grünzügen können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für 
die Photovoltaiknutzung Freiflächen Photovoltaikanlagen errichtet werden. 
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Z83 a: In Vorranggebieten für Landwirtschaft können bei Überlagerung mit den 
Vorbehaltsgebieten für die Photovoltaiknutzung innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete 
Freiflächen Photovoltaikanlagen errichtet werden. 
Im Rahmen der Sitzung wurde über beide Punkte beraten. Grundsätzlich kamen folgende 
Bedenken der Mitglieder: 
Es gibt ausreichend Potential für den PV-Ausbau z.B. Dächer, Parkplatzflächen oder bereits 
ähnlich versiegelte Flächen, 
im Rahmen des bereits stattfindenden landwirtschaftlichen Flächenverlustes z.B. Baugebiete, 
ist die landwirtschaftliche Nutzung höher zu bewerten als die der Freiflächen Photovoltaik. 
Es wurde über die Zustimmung bzw. Ablehnung der beiden Punkte Z53 a und Z83a 
abgestimmt Zustimmung: 0 Ablehnung:18 Enthaltung: 0 
Aufgrund dieser Abstimmung wurde Eckehart Gröhl damit beauftragt das Anliegen bzw. die 
landwirtschaftliche Stellungnahme an den Gemeinderat Weinolsheim für die nächste geplante 
Sitzung am 12.03.2024 weiterzugeben.“ 
Seitens des Gemeinderats werden die Bedenken des Bauern- und Winzerverbandes geteilt. 
Daher soll über den Beschlussvorschlag B) abgestimmt werden. 
 
 
Beschluss: 
 

B) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 3. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen – Nahe 2014 

folgende Hinweise und Bedenken vorzutragen. (Diese sind in der Sitzungsniederschrift 

aufzunehmen) 

Es gibt auf Dächern, Parkplätzen oder bereits ähnlich versiegelten Flächen 

ausreichend Potential für den PV-Ausbau. Im Rahmen des bereits stattfindenden 

landwirtschaftlichen Flächenverlustes, z. B. durch Baugebiete, ist die 

landwirtschaftliche Nutzung höher zu bewerten als die der Freifläche Photovoltaik. 

 

Ergebnis: einstimmig mit 10 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
3. 3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung 

(Gewerbe), Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, 
Zentrale Orte und Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 
19.04.2022; Anhörung- und Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0007-1) 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Antworten zu den Rückfragen aus dem Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 27.02.2024. 
 
Ergänzungen zu A: 

1. Bevölkerungszahl 

Für die Auswertung der Wohnbauflächenbedarfsparameter /-werte wurde bei der Aufstellung 
der 3. Teilfortschreibung des ROP eine Einwohnerzahl der Verbandsgemeinde Rhein-Selz mit 
Stand aus dem Jahr 2017 genommen und eine Prognose für 2030 aufgestellt. 
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Die Verwaltung hat eine Prognose mit dem Stand aus 2023 ins Verhältnis zur Prognose des 
Planungsverbandes Rheinhessen-Nahe zu 2030 erstellt und ist nahezu zum selben Ergebnis 
gekommen. 
 
Allerdings ist bei der 3. Teilfortschreibung des ROP die besondere Funktion Wohnen nicht 
Bestandteil der Fortschreibung. Demzufolge wird der Wohnbauflächenbedarfsparameter nicht 
angewendet. Die Tabelle wurde anzeigt und die Gemeinden darzustellen, die eine Funktion 
Gewerbe haben. 
 
Anbei die Vergleichstabelle: 
 

 
 

2. Vorrangfläche Gewerbegebiet 
Im Flächennutzungsplan 2030 haben folgende Gemeinde eine Gewerbefläche 
angemeldet:  
Dexheim, Friesenheim, Hahnheim und Selzen 
Gemäß Raumordnungsplan zählen die Stadt Nierstein, die Stadt Oppenheim und 
Guntersblum zu den Gemeinden mit besonderer Funktion Gewerbe. 

3. Teilfortschreibung ROP Gegenüberstellung Einwohnerzahlen ROP und Stand 2023 

    
Stichtag 
2017 

Stichtag 
2023 Differenz 

Prognose  
2030 

Interpolierte 
Zahlend der 
VG 
Prognose 
2030   

    
Anzahl der  
Einwohner 

Anzahl der  
Einwohner 

Anzahl der  
Einwohner 

Anzahl der  
Einwohner 

Anzahl der  
Einwohner 

Differenz 
Prognose 
ROP und 
Prognose 
VG 

                

010 Dalheim 1.001 1.033 32 1.038 1.070 32 

011 Dexheim 1.408 1.473 65 1.520 1.549 29 

012 Dienheim 2.216 2.254 38 2.300 2.298 -2 

013 Dolgesheim 1.023 958 -65 1.080 882 -198 

201 
Dorn-
Dürkheim 970 991 21 1.008 1.016 8 

015 Eimsheim 532 532 0 551 532 -19 

018 Friesenheim 734 730 -4 762 725 -37 

024 Guntersblum 3.866 4.042 176 4.010 4.247 237 

025 Hahnheim 1.553 1.662 109 1.611 1.789 178 

028 Hillesheim 657 694 37 681 737 56 

033 Köngernheim 1.327 1.310 -17 1.378 1.290 -88 

035 Ludwigshöhe  561 557 -4 581 552 -29 

037 Mommenheim 3.157 3.122 -35 3.273 3.081 -192 

043 Nierstein 8.424 8.694 270 8.739 9.009 270 

049 Oppenheim 7.493 7.615 122 7.770 7.757 -13 

053 Selzen 1.483 1.559 76 1.538 1.648 110 

059 Uelversheim 1.094 1.082 -12 1.133 1.068 -65 

060  Undenheim 2.958 3.043 85 3.067 3.596 529 

064 Weinolsheim 706 736 30 732 771 39 

066 Wintersheim 307 293 -14 319 277 -42 

    41.470 42.380 910 43.091 43.442 351 
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Alle anderen Gemeinden können gem. Raumordnungsplan Gewerbe zur 

Eigenentwicklung ausweisen. Wenn darüber hinaus Gewerbeflächen ausgewiesen 

werden möchten, sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen. 

 

Ziel Z18 b: 

Neuausweisung von Gewerbegebieten ist nur den Gemeinden mit der Funktion 

Gewerbe und in den Vorranggebieten für Gewerbe zulässig. 

 

Begründung und Erläuterung: 

Die bislang erfolgten bauleitplanerischen Flächenausweisungen haben für die 

gewerbliche Entwicklung ein umfassendes Angebotspotenzial geschaffen. Deshalb 

soll eine Ausweisung weiterer Gewerbeflächen weitest möglich auf die 

Innenentwicklung der Siedlungsschwerpunkte gelenkt werden, indem vorrangig eine 

Nutzung von geeigneten Brachflächen und möglichst mit Anbindung an den 

öffentlichen Nahverkehr angestrebt wird. Damit kann das Potenzial gut erreichbarer 

Standorte ausgeschöpft werden. 

Vor der Inanspruchnahme neuer Freiflächen ist daher eine Bilanzierung aller 

vorhandenen gewerblichen Flächenreserven – vorzugweise über die Plattform RAUM 

+ Monitor – durchzuführen. Sofern hierüber ein Nachweis erbracht wird, dass keine 

ausreichenden Flächenpotenziale für die Gewerbeentwicklung vorhanden sind, 

können die Vorranggebiete Gewerbe in Anspruch genommen werden. Für kleinflächige 

Betriebe können 20% des Vorranggebietes, jedoch nicht mehr als 5 ha der 

Bruttofläche eines Vorranggebietes von Gemeinden mit der besonderen Funktion 

Gewerbe in Anspruch genommen werden. Gemeinden ohne Funktionszuweisung 

können in den Vorranggebieten Gewerbeflächen im Rahmen ihres Eigenbedarfs (für 

ortsansässige Betriebe) entwickeln. Bei kleinflächigen Betrieben handelt es sich um 

Betriebe mit einer Bruttogewerbefläche < 2.000 qm. 

Gemeinden mit besonderer Funktion Gewerbe können im Rahmen ihrer kommunalen 

Planungshoheit auch außerhalb der Vorranggebiete Flächen entwickeln, wobei die 

Vorranggebiete bevorzugt zu nutzen sind. 

 

Alle anderen Gemeinden können gem. Raumordnungsplan Gewerbe zur 

Eigenentwicklung ausweisen. Wenn darüber hinaus Gewerbeflächen ausgewiesen 

werden möchte, sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen. 

 

Z 18 c: 

Sofern durch eine Bestands- und Potentialanalyse der Gewerbeflächen nachgewiesen 

wird, dass weder in den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe noch in 

den Vorranggebieten für Gewerbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist eine 

Neuausweisung von Gewerbegebieten ausnahmsweise auch an anderer Stelle 

zulässig. Hierzu ist eine vertraglich Interkommunale Planung mit einer Gemeinde mit 

der besonderen Funktion Gewerbe abzustimmen, dass man sich mit der 

kooperierenden Gemeinde über den Kosten-Nutzen-Ausgleich der 

Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt hat. 
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Begründung und Erläuterung: 

Stehen einer Gemeinde mit besonderer Funktion Gewerbe keine geeigneten 

Entwicklungsmöglichkeiten in einem Vorranggebiet oder an anderen Stellen innerhalb 

ihrer Gemarkung offen, besteht die Möglichkeit in Kooperation mit anderen 

Gemeinden eine Gewerbeflächenentwicklung zu betreiben. Hierfür ist eine vertraglich 

abgestimmte, interkommunale Planung erforderlich, in der sich die kooperierenden 

Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich vertraglich geeinigt haben und die 

Neuausweisung solcher Baugebiete mit den sonstigen rechtlichen Anforderungen 

vereinbar ist. 

Mithilfe eines kommunalen Gewerbeflächenkonzeptes ist eine nachvollziehbare 

Dokumentation des Bestandes und eine Potenzialanalyse möglich. Die Gemeinden 

müssen sich hierin zudem strategisch hinsichtlich ihrer Entwicklungsvorstellungen 

positionieren. Auch eine interkommunale Erstellung eines solchen Konzeptes ist 

möglich und wird ausdrücklich begrüßt. Bei einer kommunalen Kooperation kann der 

Kosten-Nutzenausgleich durch Verträge zwischen den beteiligten Gemeinden geregelt 

werden 

 

Die Entwicklung der Gewerbeflächen sollte entsprechend dem Bedarf und festgelegter 

Prioritäten erfolgen. Im Rahmen der konzeptionellen Überlegungen sollte auch geprüft 

werden, ob vorhandene Gewebeflächenreserven noch benötigt werden. Bei blockierter 

Entwicklung, ausreichenden oder besseren Alternativen sowie bei fehlender Nachfrage 

sollte eine Nutzungsänderung im Flächennutzungsplan bzw. eine Aufhebung des 

Baurechts vorgenommen werden. 

 

3. Vorrangfläche Photovoltaik 

 

Nach Vergleich mit dem Landschaftsplan des Flächennutzungsplanes 2030 der 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz ist zur Stellungnahme der Verbandsgemeinde Rhein-

Selz noch zu ergänzen, dass die Fläche im Bereich der Fläche für Suchräume der 

Ausgleichsflächen insbesondere zur Entwicklungsflächen des Biotobverbundes 

vorbehalten sind. 

Außerdem liegen die Vorranggebietsflächen im Bereich eines 

Landschaftsschutzgebietes „Rheinhessisches Rheingebiet 07-LSG-73-2“ 

 
Beratung: 
 
Frau Ortsbürgermeisterin Wagner informiert über die umfangreiche digitale Anlage zur 
Kenntnis. 
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4. Baumpflegemaßnahmen zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit 
Beschluss 
(Vorlagen-Nummer: 064/2024/0009) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der jährlichen Baumkontrolle wurden 122 Bäume in der Ortslage kontrolliert. An 
25 Bäumen sind Maßnahmen durch eine geeignete Firma zur Wiederherstellung der 
Verkehrssicherheit vorzunehmen. 
Die notwendigen Maßnahmen können im einzelnen beiliegendem Leistungsverzeichnis 
entnommen werden. 
Die Kostenschätzung beläuft sich auf 3.200,- €. 
Für das Haushaltsjahr 2024 sind im Budget Baumpflege, -kontrolle und Ersatzpflanzungen 
ausreichend Mittel eingestellt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat beschließt die Durchführung der Baumpflegemaßnahmen zur Wiederherstellung der 
Verkehrssicherheit gemäß beiliegendem Leistungsverzeichnis. 
Die Verwaltung wird ermächtigt, die Angebotsabfrage durchzuführen und den Auftrag gemäß 
den Vergaberichtlinien an den Günstigstbietenden zu vergeben. 
Kostenschätzung: 3.200,- € 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: Budget Baumpflege 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 3.200,00 € zur Verfügung. 

 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende erläutert, dass in der vorgelegten Liste eine Korrektur erfolgen muss. Der 
Baum vor dem Anwesen Obergasse 6 wächst in die Stromleitung ein. Es ist daher nicht 
ausreichend, nur ein Lichtraumprofil zu schneiden. 
Frau Mikulsky-Keller bittet darum, bei den Pflegemaßnahmen auch auf optisch ansprechendes 
Bild zu achten. Insbesondere bei den Lichtraumprofilschnitten kritisiert sie die einseitig 
vorgenommen Schnitte. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorlage. 
 
Ergebnis: einstimmig mit 10 Ja-Stimmen 
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5. Mitteilungen 
 

 
Die Vorsitzende informiert über folgende Informationen und Termine: 

- Die geplante Sitzung des Bauausschusses am 04.04.24 muss verschoben werden 

- Am 19.03.24 findet im Rahmen der Baumaßnahme Frankenstraße/Mühlweg ein 

Abstimmungstermin zwischen den Versorgern, der Verwaltung und der Baufirma statt 

- Zum 01.04.2024 beginnt eine neue Mitarbeiterin ihren Dienst in der Kita und bereits 

am 15.03.24 kehrt eine weitere Mitarbeiterin aus dem Mutterschutz zurück. Es fehlen 

jedoch weiterhin Fachkräfte in der Kita, so dass bei Ausfällen immer wieder mit einer 

vorübergehenden Schließung von Gruppen gerechnet werden muss. 

 
 
 
 
6. Anfragen 

 

 
Frau Mikulsky-Keller erkundigt sich nach dem Verfahren zur Inbetriebnahme der 
Glasfaseranschlüsse. Die Vorsitzende erläutert es. 
Herr Schultze erkundigt sich nach dem Thema Tempo 30 und bittet die Vorsitzende darum, 
bei der Verwaltung eine verkehrsrechtliche Anordnung zu beantragen. Frau 
Ortsbürgermeisterin Wagner versucht, eine Vorlage bis zur nächsten Sitzung zu erwirken. 
Herr Schultze erkundigt sich nach den Möglichkeiten, die Verteilerkästen der 
Telekommunikationsversorger optisch ansprechender zu gestalten. Die Vorsitzende erläutert, 
dass ein Anstrich der Kästen nicht möglich ist. Es können aber farbige Folien aufgebracht 
werden. Die Kosten hierfür werden nicht durch die Versorger übernommen und es muss ein 
Vertrag zwischen der Gemeinde und den Versorgern abgeschlossen werden.  
 
 
 
 
Nach dem nichtöffentlichen Teil 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 

 

 
Die Vorsitzende erläutert, dass im nichtöffentlichen Teil der Sitzung keine Beschlüsse 
gefasst wurden. 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Gabriele Wagner Marco Blatzheim 
Ortsbürgermeisterin  

 
 
 


